1733 


Geſetz-Sammlung 
5 für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 111.— 


Ur. 6887.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
N Stadt Halberſtadt, Regierungsbezirks Magdeburg, zum Betrage von 
45,000 Thalern. Vom 28. Auguſt 1867. 


N Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ar. 
1 Nachdem der Magiſtrat der Stadt Halberſtadt im Einverſtändniſſe mit der 
Sſtadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, zur Beſtreitung der Koſten 
mehrerer gemeinnütziger Anlagen eine Anleihe von fünf und vierzig Tauſend 
Thalern aufzunehmen und zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit 
Jinsſcheinen verſehene Stadt⸗ Obligationen ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in 
Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 11 5 Ausſtellung von 
Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch 
gegenwärtiges Privilegium zur Ausſtellung von 45,000 Thalern Halberſtädter 
„Slbadt⸗Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema in 775 Apoints, 


und zwar: 0 i 
. 75 Apoints à 200 Thaler, 
0 2100 


8 00 0 

. 100 ͤ 

duszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich, am 1. April und 1. Oktober jeden 

Jahres, zu verzinſen und, von Seiten der Gläubiger unkündbar, nach dem feſt⸗ 

gbeſtellten, auf der Rückſeite jeder Obligation abgedruckten ne in den 

Fahren 1870. bis 1893. einſchließlich mittelſt Verlooſung oder Ankaufs der Obli⸗ 
ationen jährlich am 1. Oktober zu amortiſiren ſind, mit dem Vorbehalte der 

Rechte Dritter, Unſere lundesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den In⸗ 

I haben der Obligationen in Anfehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung 

| Seitens des Staates zu bewilligen. f 

c Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

3 Königlichen Inſiegel. a 

“ Gegeben Schloß Babelsberg, den 28. Auguſt 1867. 


Sb. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
\ Juhrgang 1867. (Nr. 6887.) 228 ; Pro⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 12. Oktober 1867. 


an 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


Serie i GE = ; 
Büren (Stadtwappen.) iz 
Obligation der Stadt Halberſtadt 
über 
e Thaler Preußiſch Kurant. 


(Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom eiten... i 
Geſetz⸗Samml. für 1867. ©. .....) 


Der Magiſtrat der Stadt Halberſtadt urkundet und bekennt hiermit auf | 
Grund des zuſtimmenden Beſchluſſes der Stadtverordneten⸗Verſammlung, daß 
der Inhaber dieſer Obligation ein Darlehnskapital von 


„„ Thalern Preußiſch Kurant, 5 
deſſen Empfang hiermit beſcheinigt wird, von der hieſigen Stadt zu fordern hat 


Die Zinſen dieſes Kapitals werden mit fünf Prozent jährlich, am I. Al 
und 1. Oktober jeden Jahres, gegen Rückgabe der ausgefertigten halbjährigen 
Zinskupons durch die Stadt⸗Hauptkaſſe gezahlt. 


Die ann des ganzen Anleihekapitals erfolgt mittelſt Verlooſung oder 
Ankaufs der Obligationen nach dem von der Staatsbehörde genehmigten, auf den 
Rückſeite abgedruckten Amortiſationsplane in den Jahren 1870. bis ſpäteſten? 
1893. einſchließlich. 8 i a 


Den Kommunalbehörden bleibt jedoch das Recht vorbehalten, den Tilgung® 1 3 
fonds zu verſtärken, oder auch ſämmtliche Obligationen auf einmal zu kündigen 
wogegen den Inhabern der Obligationen ein Kündigungsrecht nicht zuſteht. | 


Die Bekanntmachung der durch das Loos gezogenen Obligationen und de 
Kündigung 9 1 gefchieht durch das Halberſtädter Intelligenzblatt und das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung in Magdeburg. Mit dem Ablaufe der ſechs 
monatlichen Kündigungsfriſt hört die Verzinſung des gekündigten Kapitals auf. 


werden jo | ine all vier Jahren nach Ablauf 
em ſie 1 N In 12 bd Zinſen 


Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjährige Zinsſcheine aus⸗ 
ben; die ferneren Zinsſcheine werden für fünfjährige Perioden ausgegeben 


en. Die Ausgabe einer neuen Zinsſchein⸗Serie erfolgt bei der Halberſtädter = 


tadt⸗ĩHauptkaſſe gegen Ablieferung des der älteren Zinsſchein⸗Serie beigedruckten 
ns. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zins⸗ 
chein⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung 


aabtzeitig gefchehen if | = 
Flur die Sicherheit des Kapitals und der Zinſen haftet das Gefammt- 
vermögen und die Geſammteinnahme der Stadt. ö 


Halberstadt) dens? W 18. 
(Siegel) 
Der Magiſtrat. 


(unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und noch wenigſtens eines anderen Magiſtrats⸗ 
mitgliedes unter Beifügung der Amtstitel.) f BE 


Serie Be »..., Ahle. a Sgr. pf. Aurant. 


Kupon . Stempel. ) 


Stadtwappen. 


Kupon 
Obligation der Stadt Halberſtadt 
über ...... Thaler Kurant. 


Inhaber empfängt . „ten an halbjährlichen Zuſen ; 
aus der Halberſtädter tadt- -Saupttafe en "re 8 Se e 


Halberstadt, den . I, 


7 


= Der Magiſtrat. 
Dieſer Kupon ver⸗ ? 


jährt nach dem Geſetz (Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtrats⸗ a 
Pier 5 aun ac dirigenten und eines anderen Magiftrats- | Eingetragen im K 
— e = ’ 4 AR 5 ” * 
lauf des Kalenderjahres mitgliedes 9 1 Der ponbuche der Stadt: 
der Fälligkeit, verliert f mtstitel.) 
alſo mit dem letzten 5 f Hauptkaſſe Fol. .. 

[Dezember 18.. feine | 
Gultigkeit. b 5 Kuß, 


an F 


ur Obligation (Senne,) der Stadt Halberſtadt 


0 1 die „te Serie 
. 5 re ll) 


‚—U— 2 


— 22 


Der Magiſtrat. 


Fakſimile der Anterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiftrats- 
8 mitgliedes unter Beifügung der Amtstitel.) 


Eingetragen: 


6888.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
5 Bonn II. Serie im Betrage von 120,000 Thalern. Vom 31. Auguſt 1867. 


Wie Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


„Nachdem der Oberbürgermeiſter und die Stadtverordneten⸗Verſammlung 
e Stadt Bonn darauf angetragen haben, der Stadt Bonn zur Beſtreitung 
in Koſten mehrerer gemeinnütziger Bauten die Aufnahme eines Darlehns 
om 120,000 Thalern, geſchrieben Einhundert eee Thalern, gegen 
Asfellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons und Talons ver⸗ 
ſhener Obligationen II. Serie zu geſtatten, und bei dieſem Antrage im Intereſſe 
aer Stadtgemeinde ſowohl als der Gläubiger ſich nichts zu erinnern gefunden, 
h ertheilen Wir in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch 
ee es Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der 
achten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen. 


U 


9. 1. 

Die Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinfet und die Zinſen 
iger 9 am 2. Januar und 1. Juli, gezahlt. Zur alien 

N Til⸗ 


Tilgung der Schuld wird jährlich Ein Prozent von dem Kapitalbetrage 
gegebenen Obligationen nebſt den Zinſen der eingelöſten Obligationen ver 


Der Stadtgemeinde bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds mit 
Seu der Regierung zu Cöln zu verſtärken und dadurch die Abtragung 
Schuld zu beſchleunigen. | | 2 
Den Inhabern der Obligationen ſteht kein Kündigungsrecht gegen die © 
gemeinde zu. N a2 5 | 


Zur Leitung der die Ausſtellung, Verzinſung und Tilgung der auszugebenden 
Obligationen betreffenden Geſchäfte wird eine beſondere Koͤmmiſſion gebildet, he 
ſtehend aus dem Oberbürgermeiſter und drei Mitgliedern der Stadtverordn 
Verſammlung, welche von dieſer letzteren zu wählen ſind. i 


$. 3. 
Es werden ausgegeben vierhundert Obligationen, jede zu zweihundert 


lern, und vierhundert, jede zu Einhundert Thalern. Die Obligationen werden i. 
fortlaufenden Nummern, und zwar die Obligationen von zweihundert Thale 


unter Littr. A. von 1. bis einſchließlich 400. und jene von Einhundert Thaler 


unter Littr. B. von 401. bis einſchließlich 800., nach beiliegendem Schema 


8 geſtellt, von dem Oberbürgermeiſter und der Kommiſſion (K. 2.) unterzeichnet um 


2 


von dem Rendanten der Kommunalkaſſe kontraſignirt. Denſelben ift ein Ab 
dieſes Privilegiums beizufügen. 2 
8.4 | 


Den Obligationen werden für die nächſten fünf Jahre Zinskupons nel 
Talons nach dem anliegenden Schema beigegeben. Mit dem Ablauf dieſer un 
jeder folgenden fünfjährigen Periode werden nach vorheriger Nome Beka 
machung neue Zinskupons und Talons durch die ſtädtiſche Kommunalkaſſe an 
die Vorzeiger der Talons, oder, wenn dieſe abhanden gekommen ſein ſollten, dal 
rechtzeitigen Vorzeiger der Obligationen ausgereicht, und daß dies geſchehen 
den Obligationen vermerkt. ö N 

Die Kupons und Talons werden von der Kommiſſion ($. 2.) und 


Rendanten der Kommunalkaſſe unterſchrieben. 


H. 5. 

Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Being 
derſelben an den Vorzeiger durch die Kommunalkaſſe gezahlt. Auch werden dl 
fälligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Kommunalkaſſe, namentlich le 
Entrichtung der Kommunalſteuern, in Zahlung angenommen. 5 


8.6. 


Die Zinskupons werden ungültig und werthlos, wenn fie binnen 
Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung nicht präſentirt werden. Die d 


8 ausgeſetzten Fonds verfallen zum Vortheil der ſtädtiſchen Kommunallaſſe. 


Von den nach F. 3. mit Littr. A. und Littr. B. bezeichneten Obligationen 
mt ſoviel wie möglich eine gleiche Anzahl von Nummern zur Auslooſung. 
Nummern der zu tilgenden Obligationen werden jährlich durch das Loos 
be 115 und wenigſtens drei Monate vor dem Zahlungstermine öffentlich bekannt 
gemacht. 
| $. 8. 
Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitze des Oberbürgermeiſters durch 
die Kommiſſion ($. 29 in einem vierzehn Tage vorher durch die im F. 12. auf⸗ 
führten Blätter zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem 
3 Publikum Zutritt hat. Ueber die Verlooſung wird ein von dem Ober⸗ 
tgermeifter und den übrigen Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeichnendes 
rotokoll aufgenommen. f 


. 9. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an den hierzu be⸗ 
ffümmten Tagen nach dem Nomimnalwerthe durch die ſtädtiſche Kommunalkaſſe an 

Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit dem zur Aus⸗ 
lung beſtimmten Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. 
Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten, nach dem Zahlungstermine fälligen 


Innskupons A en geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden 


ons von dem Kapitale gekürzt und zur Einlöſung dieſer Kupons benutzt. 


$. 10. 


Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einlöſung vorgezeigten Obliga⸗ 
duen werden in der nach der Beſtimmung unter $. 7. jährlich zu erlaſſenden 
untmachung wieder in Erinnerung gebracht. Werden die Obligationen, die⸗ 
er wiederholten Bekanntmachung ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren nach 
u Zahlungsterminen zur Einlöfung bande i auch nicht als verloren oder 
chtet zum Behufe der Ertheilung neuer Obligationen binnen diefer Friſt an⸗ 
Det, fo ſollen nach deren Ablauf die Obligationen als getilgt angeſehen 
inf 110 die dafür deponirten Kapitalbeträge der ſtädtiſchen Armenkaſſe 
allen. | 


§. I. 
„Für die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadtgemeinde 
it ihrem geſammten Vermögen und ihren ſämmtlichen Einkünften, und kann, 
deln die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen nicht zur rechten Zeit gezahlt 
hden, die Zahlung derſelben von den Gläubigern gerichtlich verfolgt werden. 
so 


Die unter 4. 7. 8. und 10. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfolgen 
F durch 


diurch die Bonner und Cölner Seitung „ſowie durch das Amtsblatt 
lichen Anzeiger der Regierung zu Cöln. l ö 


g. 13. 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zin 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug 
habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des 
gebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere 9 
bis 13. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die im $. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß der im 9, 
dieſes Privilegiums genannten Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden 
alle diejenigen Geſchäfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der an 
geführten Verordnung dem Schatzminiſterium zu 
fügungen der Kommiſſton findet jedoch der Rekurs an die? 
Cöln ſtatt; i \ 


bp) das im F. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem & 
gerichte zu Bonn; 5 


e) die in den $$. 6. 9. und 12. derſelben vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
follen durch die im §. 12. dieſes Privilegiums angeführten Blätter geſch 


ch an Stelle der im F. 7. der Verordnung erwähnten ſechs Zinszahl 
termine ſollen vier, und an die Stelle des im FK. 8. erwähnten 
Zahlungstermins ſoll der fünfte treten. ü 
Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir d 
egenwärtige, durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringe 
andesherrliche Privilegium Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Une 
Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern del 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Sal 
des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu präjudiziren. f 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 31. Auguſt 1867. 


(J. S.) Wilhelm. 5 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenbutg 


heinprovinz, Regierungsbezirk 


Obligation der Stadt Bonn 


II. Emiffion 
Littr. A. £ ER, 
Littr. B (Trockener Stempel der Stadt Bonn) 


— — 


über 


Zweihundert Thaler Rurant. 
Einhundert Thaler Kurant. 


beurkunden und bekennen hiermit, daß der Inhaber 
Thalern Kurant, deren Empfang 
zu fordern hat. ; * 
sten Zinſen, am 2. Januar und 
res fällig, 112 aber nur gegen Rückgabe der ausgefertigten 
pons gezahlt. | 
Die näheren Bedingungen find in dem umſtehend abgedruckten Privile⸗ 
um enthalten. 
Bonn, den . ten zen 
Die ſtaͤdtiſche Kommiſſion. 
Der Oberbürgermeifter. Die kommittirten Stadtverordneten. 
| N. : DEN. N. i 
Hierzu find die Kupons Serie I. e 1. 
10 h d Aueheteih, er 
Der Gemeinde- Empfänger. 


Ru Auf der Rückſeite: 
rivilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Bonn im Betrage von 120,000 Thalern. 


229 Rhein⸗ 


5 Ride. 
(24 Rthlr.) | 
(Erſter) Kupon 
zur 
Obligation der Stadt Bonn 


II. Serie 
über s 
Thaler Kurant 


Title 2.206 
an halbjährigen Zinsen der 


Inhaber dieſes empfängt am 
Stadt⸗Obligation aus der Bonner Kommunallaſſe 
Kurant. 5 


obengenannten Bonner 


nn Bonn, den . ten 
Die Anleihekommiſſion. 


Der Oberbuͤrgermeiſter. 
| N. NEN N 
Der Gemeinde- Empfänger. 
N. FE 


Kheinprovinz, Regierungsbezirk Cöln. 
5 e 
ängt gegen deſſen Rückga 1 0 
ü | 


mpfi 
6 Uber 
„ bis 18.. 


Inhaber dieſes Talons e 


Stadt⸗Obligation Littr. .... 
„te Serie Zinskupons für 
zu Bonn. 
Der Oberbürgermeifter. Die Anleihekommiſſion. 
N. | NEN AN: 


fi 


« E * 
Pessentanten der Ta 
— —u. —— — . 


eg di 
ſtädtiſchen Behörde proteſtirt.) 


erhö om 17. September 1867., betreff Aufhebung de 
den Studirenden aus den Herzogthümern ein und Schleswig oblie⸗ 
genden Verpflichtung zu einem zweijährigen Studium auf der Univerfität 

in Kiel. „ i N a 


+ 


| 8 Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ö i . f 


Berlin, den 17. September 1867. 


Wilhelm. 


v. Mühler. 


(Ir. 6890.) 


nn 8 Ihren Bericht vom 13. aher DE 90 Ich, 
der Lippeſchiffahrts-Abgaben vom 15. Oktober d. J. ab eingeftellt werde. 


8 Baden-Baden, den 20. September 1867. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. 


an de Sinangminifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


891.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Arkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 
= Zweig⸗Eiſenbahn von Mülheim am Rhein nach Bergiſch-Gladbach und 
Bensberg, ſowie einer Verbindungs⸗Eiſenbahn von Düſſeldorf nach Neuß 
nebſt feſter Rheinbrücke bei Hamm oberhalb Düſſeldorf durch die Bergiſch⸗ 
Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft, und einen Nachtrag zum Statut der letzteren. 
Vom 22. September 1867. 


Wir Wilhelm f von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen . 


Nachdem die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft in den General- 
verfammlungen ihrer Aktionaire vom 29. November 1862. und 27. Juni 1867. 
den Bau und Betrieb einer Zweig⸗Eiſenbahn von Mülheim am Rhein nach 
Bergiſch⸗Gladbach und Bensberg, ſowie einer Verbindungs⸗Eiſenbahn von Düſſel⸗ 
dorf nach Neuß nebſt feſter Rheinbrücke bei Hamm oberhalb Düſſeldorf beſchloſſen 
at, wollen Wir der gedachten Geſellſchaft zu dieſer Erweiterung ihres Unter⸗ 
lehmens unter den in dem beigefügten, von Uns hierdurch beſtätigten Statut⸗ 
fle enthaltenen Bedingungen die landesherrliche Genehmigung hiermit 
eıtheilen. 

Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften, betreffend 
das e onsred und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
undſtücke, auf die in Rede ſtehenden Unternehmungen Anwendung finden ſollen, 

daß zu den im Intereſſe der Landesvertheidigung hinſichtlich des feſten Rhein⸗ 
Iberganges bei Düffeldorf zu ſtellenden Anforderungen ($. 2. des Statut⸗ 
luchkrages) namentlich gerechnet werden follen: der Bau von drei ſelbſtſtändigen 
ders, welche in ſich ſturmfrei und mit ſicheren Unterkunftsräumen ausgerüſtet 
Ind, um den äußerſten Moment einer Zerſtörung der Brücke durch Abſprengen 
5 Pfeiler jo lange als möglich hinausſchieben zu können; die Einrichtung zweck⸗ 
ülſprechender Demolitionsminen in allen Pfeilern der eigentlichen Strombrücke; 
unter Wegfall aller thurmartigen Pfeileraufſätze zu Befeſtigungszwecken die Her⸗ 

ellung tambourartiger Waffenplätze nebſt Blockhäuſern auf beiden Ufern des 
ſheins) endlich die Anlage einer Schiebe- oder Drehvorrichtung in der nördlich 
del Stadt Neuß über den Erftkanal führenden Brücke in dem Bahntraktus 
nebst Blockhaus dahinter. a BEL 
Die gegenwärtige Urkunde ift nebſt dem Statutnachtrage durch die Geſetz— 
Sammlung zu veröffentlichen. f 

„Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Nach— 


Nachtrag 
zum 


Statut der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


Sl: 
; Die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft übernimmt in Erweitern 
ihres Unternehmens den Bau und Betrieb folgender Eiſenbahnlinien: 


1) einer Zweigbahn von Mülheim am Rhein nach Bergiſch-Gladbach u 
Bensberg nebſt den als zweckmäßig ſich erweiſenden Verbindungen 
den bergbaulichen und induſtriellen Anlagen der benachbarten Thal 
nach ſpezieller Felt des Königlichen Miniſteriums für Hand 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 


2) einer Verbindungsbahn zwiſchen den rechts⸗ und linksrheiniſchen Stra 
der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn von Düffeldorf nach Neuß nebſt fe 
Rheinbrücke bei Hamm oberhalb Düſſeldorf. 


§. 2. N 
Die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich diejeni 
Anforderungen zu erfüllen, welche die Königliche Staatsregierung im Inter 
der Landesvertheidigung hinſichtlich des feſten Rheinüberganges bei Düſſeldof 
bei Ertheilung der landesherrlichen Konzeſſion ſtellen wird, und die zu jenem Zu 
feſtgeſetzten Einrichtungen und Anlagen auf ihre Koften auszuführen, reſp. d 
Koſten dafür zu übernehmen. 


$. 3. 1 
Die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet fich, nach den 
jeweiligen Feſtſetzungen des Königlichen Handelsminiſteriums den Verkehr zwiſchel 
der im $. 1. gedachten Zweigbahn von Mülheim am Rhein nach, Berg! 
Gladbach und Bensberg mit der Cöln⸗Mindener Eiſenbahn durch die Ein 
tung direkter Expeditionen und durch billige Bemeſſung ſowohl der Frachtanth 
als auch der Bedingungen für das Durchgehen der Transportmittel dem Ba 
auf der eigenen Bahnſtrecke Haan⸗Cöln thunlichſt gleichzuſtellen. 


§. 4. . 
RE Das Unternehmen der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft win 
ferner ausgedehnt auf den Bau und Betrieb ſolcher Zweig und Seitenbahnel 


p Eiſenbahndirektion 

akt f den Hauptlinien 

anerkannt delsminiſterium 
ee: | 8. 8. 

Auf die in $$. 1. und 4. aufgeführten Eiſenbahnlinien finden die Statuten 
and Statutnachträge der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie der 
Bealriebs⸗Ueberlaſſungsvertrag vom 23. Auguſt 1850. und ſeine Ergänzungen, 
ferner der §. 9. des durch Geſetz vom 30. April 1856. genehmigten Vertrages 

er die e de desgleichen die zwiſchen der Königlichen Staats⸗ 

erung und der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft beſtehenden Verein⸗ 
m über die Militairtransporte, Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung und 
er die Beſchaffung der Betriebsmittel für die Bergiſch-Märkiſche und Ruhr⸗ 
ig Eiſenbahn in gleicher Weiſe Anwendung, wie auf die bereits ausgeführten 
len. d 


$. 6. 


Die Bergiſch⸗Märkiſche Ei 
0 a den re 750 ki 
unfzigtauſend Bergiſch-Märkiſchen 
ar gh. 4. 5. 6. des durch Allerhöchſten E 
Ohtutnachtiages Anwendung finden. 


1 


(Nr. 6892.) 


Nr. 6892.) Allerhöchſter Erlaß vom 28. September 1867., betreffend die Ausführung un 
künftige Verwaltung der Saarbrücken⸗Saargemünder Eiſenbahn, 
Zweigbahn der Saarbrücker Staats⸗Eiſenbahn. 5 


Auf Ihren Bericht vom 21. September d. J. ermächtige Ich Sie, den 
und die künftige Verwaltung der durch das Geſetz vom J. März 1867. (Ge 
Samml. S. 393.) zur Ausführung für Rechnung des Staats genehmi 
Eiſenbahn von Saarbrücken nach Saargemünd, als einer Zweigbahn der Saar 
brücker Staats⸗Eiſenbahn, der Königlichen Eiſenbahndirektion in Saarbriß 
zu übertragen, welche auch hinſichtlich dieſer Bauausführung und Verwaltun 
alle Rechte und Pflichten einer öffentlichen Behörde haben foll. f 5 
Zugleich beſtimme Ich, daß auf den in das dieſſeitige Staatsgebiet fallenden 
Theil der in Rede ſtehenden Eiſenbahn das Recht zur Expropriation derjenige 
Grundſtücke, welche zur Bauausführung nach dem von Ihnen feſtzuſtellenden 
Bauplan erforderlich find, ſowie das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
Grundſtücke nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Anternehmunge 
vom 3. November 1838. zur Anwendung kommen ſoll. Be. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung bekannt zu machen. 
Schloß Mainau, den 28. September 1867. g 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
\ (R. v. Decker). 


